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Wasser ist Menschenrecht 
Wasserversorgung und Abwasserreinigung gehören in die öffentliche Hand 

 

Das Recht auf Wasser sowie das Recht auf sanitäre Grundversorgung sind Men-

schenrechte entsprechend der Resolution der Vereinten Nationen.  Eine funktionie-

rende Wasser- und Abwasserwirtschaft muss als Dienstleistung für alle Menschen 

gewährleistet sein. Nur in öffentlicher Hand ist das auch dauerhaft möglich.   

 

Der Landkreis / die Stadt / die Gemeinde XY spricht sich daher nachdrücklich ge-

gen die Planungen der Europäischen Union aus, das öffentliche Vergabewesen für 

den Bereich der Wasserversorgung  und Abwasserreinigung in die Liberalisierungs-

agenda aufzunehmen. Die Wasser- und Abwasserwirtschaft darf nicht unter den Zu-

ständigkeitsbereich der Binnenmarktregelung fallen. 

 

Wir fordern die Europäische Union stattdessen auf, Rechtsvorschriften zu erlassen, 

die die Wasserversorgung sowie die sanitäre Grundversorgung für alle Menschen in 

Europa garantieren. Das Recht auf Wasser und der Zugang der Bürgerinnen und 

Bürger zu den Leistungen der Wasser- und Abwasserwirtschaft geht vor Marktinte-

ressen. 

 

Wir fordern die Abgeordneten des Bayerischen Landtages, des Deutschen Bundes-

tages und des Europäischen Parlaments auf, sich gegen eine Ausschreibungspflicht 

für Dienstleistungskonzessionen auszusprechen und den Richtlinienentwurf der 

Kommission abzulehnen. 

 

Wir fordern die Landesregierung und die Bundesregierung auf, auf europäischer 

Ebene im Ausschuss der Regionen und im Rat der Europäischen Union den Richtli-

nienentwurf der Kommission abzulehnen sowie die kommunale Selbstverwaltung 

und die Trinkwasserversorgung in ihren bestehenden Strukturen zu schützen. 
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